
A KTIVE O D E R  PA S S IV E  T E I L H A B E  D E R  
E NTW I C K LU N G S LÄN D E R  A M  M E E RE S B E RG B A U ? 

Der tansanische Entwurf des Statuts einer internationalen Meeresbodenbehörde 

Von HARTWIG ROGGE 

Die bereits seit zwei Jahren laufenden, dem 9 1 -Nationen-Ausschuß für friedliche 
Nutzung des Meeresbodens und der Ozeane übertragenen Vorbereitungsarbeiten 
für die 3. internationale Seerechtskonferenz unter der Schirmherrschaft der Ver­
einten Nationen haben bisher zu keinem greifbaren Ergebnis geführt. Sollte die 
Konferenz, wie vorgesehen, noch im Jahre 1 973 eröffnet werden, wird mit ihrem 
baldigen Abschluß nicht zu rechnen sein. Einer der Gründe für die Verzögerung 
ist der noch ungelöste Interessengegensatz zwischen den Industriestaaten und den 
Entwicklungsländern bei der Verteilung der in ihrem wirklichen Ausmaß noch un­
gewissen Reichtümer des Meeresbodens. Dieser Konflikt trat in der Generalver­
sammlung der Vereinten Nationen offen zutage, als eine große Mehrheit indu­
striell unterentwickelter Länder am 1 5 .  12 .  1 969 ein Moratorium durchsetzte, in 
dem erklärt wird, daß sich alle Staaten und Personen bis zur Schaffung einer 
internationalen Meeresbodenordnung einschließlich einer geeigneten internationa­
len Behörde jeglicher Aktivitäten zur Ausbeutung des Meeresbodens zu enthalten 
hätten!. Schon aus dem Grunde, daß sich ohne die Zustimmung und Mitwirkung 
der Entwicklungsländer ein befriedigend funktionierendes internationales Regime 
des Meeresbodens, das von allen Seiten für notwendig und dringlich erachtet wird, 
nicht errichten läßt, verdienen die Belange und Bestrebungen der Entwicklungs­
länder besondere Aufmerksamkeit. Sie sollen im folgenden an Hand des Konven­
tionsentwurfes der Republik Tansania vom 24. 3 . 1971  dargelegt werden2• 

1 .  

Der wohl umstrittenste Aspekt der Meeresbodenfrage ist die räumliche Ausdeh­
nung des Meeresbodens. Nicht nur Entwicklungsländer wünschen sich eine mög­
lichst breite exklusive Wirtschaftszone im eigenen Küstenvorfeld. Ihre Furcht vor 
einer übervorteilung durch die Industrienationen überlagern in dieser Frage die 
Interessengegensätze zwischen den Binnenstaaten und Ozeananrainer einerseits und 
den Seemächten und kleinen Fischereinationen andererseits. Der allgemeine, durch 
den expansiven Art. 1 der Festlandsockelkonvention von 1958  entfesselte Trend 
zur Ausdehnung der exklusiven nationalen Herrschaftszonen scheint sich allerdings 
kaum aufhalten zu lassen3• Im UN-Meeresbodenausschuß wurden die verschie­
densten Vorschläge zur seewärtigen Begrenzung der unterseeischen Einflußzonen 
erörtert, darunter auch Kombinationen von Tiefen- und Breitenlinien, unter denen 
der Küstenstaat den Maßstab wählen kann, der ihm den größten Einflußbereich ge­
währt, Auch der tansanische Entwurf schlägt in Art. 3 die Kombination emer 

1 A/RES/2574 D (XXIV) v. 15. 12 .  1969 ; deutscher Text : Vereinte Nationen 1971 ,  S .  146. 
2 Draft statute for an international sea-bed authority, submitted by the United Republic of  Tanzania, 

A/AC 138/33 = A 8421 ,  Annex I ,  S .  51  f. (im Anschluß abgedruckt) . 
3 Zur Einschätzung der internationalen Situation vgl. Wollgang Friedmann, Seiden Redivivus - Towards 

a Partition of the Seas?, American Journal of International Law, Vol. 65, 1971, S .  757 f. 
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Tiefen- mit emer Breitenlinie vor, verzichtet allerdings WIe die meisten anderen 
Konventionsentwürfe darauf, angesichts der kontroversen Standpunkte bereits 
Zahlen zu nennen. Die Vorschläge im Meeresbodenausschuß bewegten sich zwi­
schen 200 und 2500 m als Tiefenlinie und 40 und 200 sm als Breitenlinie4• 
Das Bestreben der Ozeananrainer, die exklusiven nationalen Nutzungsrechte am 
unterseeischen Küstenvorfeld auszudehnen, droht die hoffnungsvollen Neuerungen 
zunichte zu machen, die die einstimmig angenommene UN-Meeresbodengrund­
satzerklärung vom 17 .  1 2 .  1 9705 vorzubereiten schien, nämlich "den übergang 
vom - weitgehend uneingeschränkten - Wettbewerb der Staaten untereinander 
zur internationalen Zusammenarbeit und zur sozialen Verantwortlichkeit für die 
übrigen Mitglieder der Völkergemeinschaft"6 .  Die in der Deklaration niederge­
legten und in den Art. 1, 4 ff. des tansanischen Konventionsentwurfes wiederauf­
genommenen Grundsätze für ein zukünftiges Meeresbodenregime beruhen auf dem 
von dem ehemaligen maltesischen UN -Botschafter Arvid Pardo im Jahre 1 967 in 
die Diskussion um die künftige Nutzung des Meeresbodens eingeführten und inzwi­
schen von allen Entwürfen mehr oder minder übernommenen Konzept des 
"common heritage of mankind" .  Der ameri]�anische Präsident Johnson hatte schon 
im Jahre 1 966 erklärt, daß es auf keinen Fall zu einer neuen Foren kolonialen 
WettbeWerbs unter den Seemächte:l um die Reichtümer des Meeresbodens kommen 
dürfe. Der Meeresboden sei das Vermächtr is aller Menschen und müsse es auch 
bleiben. Gegenüber dem den gegenwärtigen völkerrechtlichen Status des Meeres­
bodens tragenden Prinzip der Freiheit der Meere7 enthält der Begriff des "ge­
meinsamen Erbes der Menschheit" als wesentlich neues Element einen entwick­
lungspolitischen Aspekt : es geht um die Beteiligung der Entwicklungsländer an der 
Ausbeutung des Tiefseebodens und der übrigen Meeresschätze. Die Erforschung 
und Ausbeutung der Gebiete soll zum Nutzen der gesamten Menschheit unter be­
sonderer Berücksichtigung der Interessen und Bedürfnisse der Entwicklungsländer 
erfolgen (Art. 7 UN-Grundsatzerklärung, Art. 9 tansanischer Konventionsentwurf) . 
Die Staaten sollen bei der Nutzung der Gebiete im Sinne der Förderung interna­
tionaler Zusammenarbeit und des gegenseitigen Verständnisses tätig werden (Art. 6 
resp. Art. 1 0) .  Die Erforschung und Ausbeutung des Gebietes sollen durch ein 
internationales Regime geregelt werden, das eine geeignete internationale Behörde 
einschließt, für eine geordnete und sichere Erschließung, eine sachgerechte Ver­
waltung des Gebietes und seiner Naturschätze sowie eine Erweiterung der Nut­
zungsmöglichkeiten sorgt und eine gerechte Beteiligung der Staaten an den hieraus 
erzielten Vorteilen einschließlich einer besonderen Berücksichtigung der Entwick­
lungsländer sicherstellt (Art. 4, 9 resp. Art. 1, 2, 8 ) .  
Die Betrachtung des  Meeresbodens und seiner Rohstoffreserven als  ein gemeinsa­
mes Gut der Menschheit bedingt eine enge Begrenzung der exklusiven nationalen 
Wirtschaftszone und gestattet darüber hinaus allenfalls übergangszonen, die den 
militärischen und ökologischen Sicherheitsbedürfnissen der Uferstaaten entgegen­
kommen8• Die ozeanwärts vorrückende Grenzziehung verkleinert nicht nur 

4 Vgl. Report of  the Committee on the peacefu! uses of  the sea-bed and the ocean 1100r beyond the 
limits of national jurisdiction, 197 1 ,  A/8421 ,  S .  24. 

5 Declaration of  Princip!es Governing the Sea-Bed and the Ocean-Floor, and the Subsoil Thereof beyond 
the Limits of National Jurisdiction, UN Gen. Ass. Res . ,  2749 (XXV) v .  1 7 .  12 .  1 970 ; deutscher Text :  
Vereinte Nationen 197 1 ,  S .  146 .  

6 Max.  I .  Kehden, Abschied von der  Freiheit der  Meere ? Zu den Bemühungen der UNO um eine soziale 
O rdnung des ozeanismen Raumes, Vereinte Nationen 197 1 ,  S .  126. 

7 Vgl. dazu Kehden, a . a .O . ,  und ders . ,  Die Vereinten Nationen und die Nutzung des Bodens und Unter­
grundes des Hohen Meeres außerhalb der Grenzen nationaler Hoheitsgewalt ,  Verfassung und Recht in 
übersee, 1969, S .  159 f. 

8 Vgl . Wol fgang Graf Vitzthum, Der Rechtsstatus des Meeresbodens, Ber!in, 1 972, S .  340. 
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zwangsläufig das Gebiet des von der UN-Grundsatzerklärung prinzipiell umrisse­
nen internationalen Meeresbodenregimes, sondern droht der Errichtung eines effek­
tiven nutzungs- und organisationsrechtlichen Regimes überhaupt die Basis zu ent­
ziehen, indem sie es auf den rohstoffwirtschaftlich vorläufig weniger interessanten 
Tiefseeboden und die mittelozeanischen Rücken beschränkt und damit das Ziel, 
die Rohstoffgewinnung aus dem Meer zur Verringerung des Abstandes zwischen 
den reichen und armen Staaten einzusetzen, zunächst vereitelt. Die Küstenstaaten 
unter den Entwicklungsländern und mit ihnen alle anderen unterentwickelten 
Staaten, die noch nicht über die technischen und finanziellen Mittel verfügen, um 
Erdöl, Erdgas und Erze, in erster Linie Kupfer, Nickel, Kobalt und Mangan im 
eigenen Küstenvorfeld zu fördern, verlieren die Chance, über eine internationale 
Meeresbodenbehörde aktiv am Meeresbergbau zu partizipieren, und handeln sich 
dafür den fragwürdigen Vorteil ein, Bohr-, Schürf- und sonstige Nutzungsrechte 
gegen Gebühren an andere Staaten oder finanzkräftige internationale Gesellschaften 
zu vergeben. Wenn die Zeiten auch vorüber sein dürften, in denen Industriestaaten 
hoffen konnten, die benötigten Konzessionen von den Entwicklungsländern leich­
ter als von einer internationalen Behörde zu erwerben, so dürften die zu erwar­
tenden finanziellen Vorteile für diese Länder doch geringer zu veranschlagen sein 
als die Möglichkeit, über eine internationale Meeresbergbaubehörde selbst die 
Erforschung, Ausbeutung und Verteilung der Rohstoffe des Meeresbodens zu be­
treiben und zu kontrollieren. 

2.  

Den eigentlichen Schwerpunkt des künftigen Meeresbodenregimes bildet die Mee­
resbodennutzungsordnung. Die rechtspolitische Diskussion konzentriert sich auch 
hier auf die Rohstoffgewinnung. Subjekt des künftigen Meeresbergrechts soll 
nach dem tansanischen Entwurf in erster Linie die geplante Meeresbodenbehörde 
sein. Art. 16 ( 1 )  des Entwurfes ermächtigt die Behörde, mit eigenen Mitteln und 
eigenem Personal die Rohstoffe des Meeresbodens selbst zu erforschen und zu för­
dernD. Sie soll auch ozeanographische Ausbildungsstätten für Personal aus Ent­
wicklungsländern zur Verfügung stellen und diesen und anderen Ländern techni­
sche und wissenschaftliche Hilfe zur Erforschung und Ausbeutung des Meeresbo­
dens leisten (Art. 16 [5-1 0J)10. Das der Behörde zustehende Bergbaurecht, das 
Vorrang vor dem genehmigungsbedürftigen Meeresbergbau nationaler Interessenten 
genießt, entfaltet folgerichtig den entwicklungspolitischen Kern des Heritage-Kon­
zepts, mit dem die Teilhabe möglichst vieler Staaten an der Rohstoffgewinnung 
aus dem Meeresboden angestrebt wird. Die Nutzung des Meeresbodens zum Wohle 
der gesämten Menschheit unter besonderer Berücksichtigung der Bedürfnisse der 
Entwicklungsländer darf, soweit diese in Frage stehen, nicht auf ein passives Kon­
zept, auf eine bevorzugte Berücksichtigung bei der Verteilung der finanziellen Aus­
beute des Regimes reduziert werden, wie es die Entwürfe und Arbeitspapiere der 

9 So auch Art .  75 , 138  des Malta-Konventionsentwurfes vom 23 . 8 .  1971 (A/AC 138/53 = A 8421 ,  105 H.),  
der im wesentlichen mit dem Pardo-Entwurf identisch ist. Vgl . auch Ziff .  III des Arbeitspapiers einer 
Reihe von Binnenstauen (A/ AC/ 13 8/55 = A 8421 ,  S .  194) und die Santo-Domingo-Erklärung der karibi­
schen Staaten vom 7 .  6 .  1972 (A/AC 138/80, S .  4) . Noch weiter geht der Entwurf von 13  lateinamerika­
nischen Staaten (A/AC 138/49 = 8421 ,  S .  93),  der der Behörde in Art. 14  und 15 ein Nutzungsmonopol 
einräumen will, das sie gemeinsam mit Staaten oder Unternehmen wahrnehmen kann. Vgl . dazu Fried­
manns Vorschlag, die Ausbeutung des Meeresbodens multinationalen Unternehmen ("joint ocean ven­
tures") zu übertragen (The Future of the Oceans, New York 1971, S .  96 f. ) .  Die außerordentlichen 
Gebietsford·erungen der lateinamerikanischen Staaten lassen allerdings den Eindruck. entstehen, als würde 
von ihnen mit dem "Enterprise"-Modell lediglich eine verhandlungstaktische Position bezogen. 

10 Vgl . auch Art. 16 des Entwurfs der lateinamerikanischen Staaten . 
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Industrienationen nahelegenll •  Diese besonderen finanziellen Leistungen zugunsten 
der Entwicklungsländer würden den Charakter von Ausgleichszahlungen für das 
unfreiwillige Fernbleiben dieser Länder von der aktiven Nutzung des Meeresbodens 
tragen. Von dem vorläufig noch zum Nachteil der Entwicklungsländer und aller 
anderen industriell weniger entwickelten Staaten praktizierten, dem geltenden 
Völkerrecht entsprechenden Grundsatz des freien Zugangs und Wettbewerbs kön­
nen diese Staaten derzeit faktisch keinen Gebrauch machen. Ein zukünftiges Mee­
resbodenregime, das der entwicklungspolitischen Zielsetzung des Heritage-Grund­
satzes entsprechen soll, muß zunächst einmal die Voraussetzungen für eine aktive 
Teilnahme aller meerestechnisch unterentwickelten Staaten an der Rohstoffgewin­
nung aus dem Meer schaffen12• Nur eine starke, mit umfassenden Zuständigkeiten, 
darunter einem eigenen Bergbaurecht, ausgestattete Meeresbodenbehörde ermög­
licht diesen Staaten kurzfristig eine aktive Beteiligung an der Nutzung des Meeres­
bodens und versetzt sie langfristig in den Stand, die erforderlichen technischen 
Fertigkeiten, Kenntnisse und Erfahrungen als notwendige Voraussetzung für eine 
gleichberechtigte unmittelbare Beteiligung an der Rohstoffgewinnung aus dem 
Meeresboden zu erwerben (vgl. Art. 16 [3 ,5-1 0] des tansanischen Konventions­
entwurfes) . Den Erwerb dieser Fähigkeiten kann, wie die langjährige Praxis der 
Entwicklungshilfe zeigt, keine noch so vorteilhafte finanzielle Beteilißung aufwie­
gen. 
Nach dem tansanischen Entwurf wird die l .1eeresbehörde im übrigen ermächtigt, 
den als Parteien an der künftigen Meeresbodenkonvention beteiligten Staaten und 
- soweit jene eine Bürgerschaft übernehmen - auch unmittelbar an Privatunter­
nehmen Gewinnungsberechtigungen zu erteilen. Die konzessionierten Staaten ihrer­
seits können die Gewinnungsberechtigungen nur auf die ihrer Jurisdiktion unter­
worfenen Unternehmen übertragen13• Für die Erfüllung der Modalitäten der Er­
laubniserteilung haftet der betreffende Staat (Art. 1 6  [2], 30). Dieses zweistufige 
System der Erlaubniserteilung und Kontrolle entspricht der traditionellen Hand­
habung und ist in den meisten Entwürfen vorgesehen. 
Mit der hoheitlichen Erlaubnispflichtigkeit der bergbaulichen Aktivitäten - des 
Aufsuchens, Ausbeutens und aller damit zusammenhängenden Tätigkeiten - ist die 
Abkehr vom herkömmlichen Prinzip des freien Zugangs und Wettbewerbs ins 
Auge gefaßt. Es wird auf diese Weise nicht nur die Voraussetzung für eine wirk­
same internationale Aufsicht und Kontrolle aller bergbaulichen Vorhaben geschaf­
fen, sondern auch eine weitere Vorbedingung für eine angemessene Beteiligung der 
Entwicklungsländer an der Rohstoffgewinnung aus dem Meeresboden sicherge­
stellt. Damit rücken die Methoden und Kriterien der Konzessionsvergabe in den 
Vordergund des Interesses. Sie werden nach dem tansanischen Entwurf von der 
Behörde zu entwickeln sein (Art. 16 [2], 29 [2])14. Diese wird dabei die Grund­
prinzipien des zukünftigen Regimes zu betrachten haben, in erster Linie das Dis­
kriminierungsverbot (Art. 7 resp. Art. 5 der UN-Grundsatzerklärung) und die 
entwicklungspolitischen Leitsätze. Im Falle konkurrierender Bewerbungen müssen 
"Versteigerungen" als Vergabemethode15 nicht nur im Interesse der armen Länder 
von vornherein ausgeschieden werden. Ein "Prioritätssystem" würde, wenn es sich 

11 Vgl. Elisabeth M.nn Borgese, A Constitution for the Oee.ns, P.eem in M.ribus III, 1972, S .  13 . f. 
12  Vgl. Graf Vitzthum, • . • .  0. ,  S .  327. 
13  Mit Erlaubnis der Behörde soll gern. Art. 30 des Entwurls auch eine übertragung auf andere Staaten 

möglich sein. 
14 Und zwar von der aus den Vertretern der Mitgliedsstaaten gebildeten Versammlung, die bis auf weiteres 

nach der Geschäftsordnung der Vollversammlung der UN prozedieren soll (Art. 20, 22) . 
15 So Appendix 3 .4  und 3 . 5  des US-Entwurfs vom 2. 8. 1970, AjAC 138/25 = A/8021 , S. 130 H. 
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an der Prospektion und Exploration des Gebietes orientiert16, keine wesentliche 
Knderung gegenüber dem derzeitigen Zustand mit sich bringen. Die Vergabe der 
Berechtigung aufgrund einer Ermessensentscheidung der Behörde, die außer einer 
sachgerechten, die Interessen aller Länder und das gemeinsame Interesse an der 
Förderung einer wirtschaftlichen Entwicklung des Meeresbergbaus berücksichtigen­
den Faktorenkombination auch Sondervergabemaßstäbe zugunsten der Entwick­
lungsländer zu berücksichtigen hätte, ließe den größten entwicklungspolitischen 
Spielraum17• 
In übereinstimmung mit der Mehrzahl der Konventionsentwürfe anderer Staaten 
sieht der tansanische Entwurf auch eine besondere Berücksichtigung der Ent­
wicklungsländer bei der Verteilung des finanziellen überschusses der Behörde vor 
(Art. 16 [2], 33 [2]). Dieser überschuß ergibt sich aus Konzessionsgebühren 
und sonstigen Abgaben des Meeresbergbaus und dem Erlös der von der Behörde 
geförderten Rohstoffe nach Abzug der Kosten des Verwaltungsaufwandes und der 
eigenen Programme der Behörde. Es geht dabei nicht nur darum, den von der 
Meeresbodenbehörde aus der Verwertung des gemeinsamen Erbes der Menschheit 
erzielten finanziellen Gewinn bevorzugt an die Entwicklungsländer als den bedürf­
tigsten Mitgliedern der "internationalen Erbengemeinschaft" auszuschütten18• Es 
kommt auch, wenn nicht sogar in erster Linie, darauf an, den industriell unter­
entwickelten Ländern solange und in dem Maße einen Ausgleich zu verschaffen, 
als sie nicht aktiv am Meeresbergbau teilhaben und in den Genuß seiner Früchte 
kommen können. Als Verteilungsmaßstab schlägt der tansanische Entwurf die 
umgekehrte Anwendung der Grundsätze vor, nach denen die Beiträge der Mitglie­
der der Vereinten Nationen bemessen werden (Art. 34 [2], 33 [2]) .  Die Bemessung 
der jährlichen Mitgliedsbeiträge der UN orientiert sich an der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit aller Mitglieder. Als Vergleichsmaßstab dient in erster Linie das 
nationale Bruttosozialprodukt. Dieser Maßstab wird zugunsten der Länder mit 
einem niedrigen Pro-Kopf-Einkommen um bis zu 50 Prozent reduziert19• 
Mit der Frage der Gewinnverteilung verbunden ist das Problem des Schutzes der 
terrestrischen Rohstoffexporteure vor einer Rohstoffüberproduktion und einem 
möglichen Verfall der Rohstoffpreise. Der Entwurf knüpft in Art. 2 (2), 1 6  (4), 34  
und 35  an die Präambel der UN-Grundsatzerklärung an, wonach Erschließung und 
Nutzung des Meeresbodens in einer Weise erfolgen sollten, die abträgliche wirt­
schaftliche Folgen, wie sie sich aus einer Veränderung der Rohstoffpreise aufgrund 
der marinen Rohstoffgewinnung ergeben könnten, auf ein Mindestmaß herabsetzt. 
Er schränkt - das ist eine weitere Besonderheit des tansanischen Entwurfes - die 
Verfügungs gewalt der marinen Rohstoffproduzenten über die von ihnen geförder­
ten Rohstoffe ein, indem er zur Ver hinderung von Störungen des wirtschaftlichen 
Gleichgewichts insbesondere der Entwicklungsländer wirtschaftslenkende Maßnah­
men vorsieht. Ein "Stabilization Board" soll ermächtigt werden, Preise und Men-

16  Vgl .  die Empfehlungen der deutschen Industrie zu einer völkerrechtlichen Regelung des Meeresbergbaus, 
Wirtschaftsvereinigung Bergbau, Wirtschaftsvereinigung industrielle Meerestechnik, Bundesverband der 
deutschen Industrie : Meeresbergbau und Völkerrecht. Die völkerrechtlichen Probleme der Gewinnung 
mineralischer Rohstoffe des Meeres aus der Sicht der deutschen Industrie, Bonn, 1972, 5 .  59 H. 

17  Vgl .  zu den vorgeschlagenen und denkbaren Vergabemaßstäben im einzelnen Graf Vitzthum. a . a .O . ,  
5 .  335 f .  

1 8  So Hamilton S . Amerasinghe, The  Third World and the  Seabed, in : Legal Foundations of the  Ocean 
Regime, Pacem in Maribus, 1971 ,  S .  240. 

19  Vgl. im einzelnen J .  David Singer, Financing International Organization : Tbe United Nations Budget 
Process, Den Haag 1961 , S .  122 f. Zum Bruttosozialprodukt als Bemessungskriterium vgl. auch Graf 
Vitzthum, Der Meinungsstreit um ein internationales Meeresregime in : Böhme-Kehden, From the Law 
of the Sea towards an Ocean Space Regime, Hamburg 1972, S .  1 3  und (in einem anderen Zusammenhang) 
Kehden, The Ocean Development Tax, ebenda, S. 89. 
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gen der auf dem Markt verfügbaren marinen Rohstoffen zu reglementieren (Art. 35  
[2]) .  Es  i s t  heute allerdings noch eine offene Frage, ob und wann der Meeresberg­
bau über die Deckung des wachsenden Weltrohstoffbedarfs hinaus den Landberg­
bau der Entwicklungsländer in konkrete Bedrängnis bringen könnte2o• 

3 .  

Die Errichtung einer internationalen Meeresbodenbehörde entspricht dem in 
Art. 9 der UN-Meeresbodengrundsatzerklärung einstimmig angenommenen Grund­
satz21• Erhebliche Meinungsverschiedenheiten bestehen nach wie vor über die 
Struktur dieser Behörde. Mit der prinzipiellen Entscheidung für eine mittelbare 
internationale Verwaltung begegnet der Entwurf noch allgemeiner Übereinstim­
mung. Er stattet die Behörde im übrigen jedoch mit umfassenden, weitgehend 
supranationalen exekutiven und legislativen Zuständigkeiten aus (Art. 1 6) ,  während 
die Entwürfe der Industrienationen der Behörde überwiegend nur eine Regulativ­
funktion einräumen wollen. Hauptlenkungs- und -rechtsetzungsorgan der Behörde 
ist nach dem tansanischen Entwurf ein von der Versammlung der Mitgliedstaaten 
gewählte Rat, der sich aus achtzehn, möglichst alle geographischen Regionen 
repräsentierenden Mitgliedern zusammensetzt (Art. 24, 29). Der Rat entscheidet 
mit einfacher, in wichtigen Fragen mit Zweidrittelmehrheit (Art. 24 [2] ) .  Eine 
Stimmgewichtung sieht der Entwurf nicht vor. Da die Entwicklungsländer bei 
der vorhergesehenen Zusammensetzung über eine sichere Mehrheit im Rat verfü­
gen würden, dürften nur geringe Aussichten bestehen, diese Abstimmungsregelung 
politisch zu realisieren, so erstrebenswert der Übergang vom Einstimmigkeits- zum 
Mehrheitsprinzip im Interesse der Effektivität der zukünftigen Meeresbodenbe­
hörde auch wäre22• Internationale Konflikte lassen sich - wie die völkerrechtliche 
Praxis zeigt - durch Abstimmungen nicht lösen : ein funktionsfähiges Meeres­
bodenregime setzt voraus, daß sich die widerstreitenden Staatengruppen, Ent­
wicklungsländer und Industrienationen, in allen wichtigen Fragen einigen können. 
Andererseits kann den Küstenstaaten unter den Entwicklungsländern eine Be­
schränkung auf eng begrenzte exklusive nationale Wirtschaftszonen wohl nur 
zugemutet werden, wenn die internationale Meeresbodenbehörde operativ konzi­
piert, d. h. mit umfassenden Kompetenzen, darunter einem eigenen Bergbaurecht, 
und mit einem für die Entwicklungsländer akzeptablen Willensbildungsmodus aus­
gestattet wird23• 

20 Vgl. die Zusammenfassung des Berichts des UN-Generalsekretärs über "Possible impact of seabed mineral 
production in the area beyond national jurisdiction on world markets, with special reference to the 
problems 01 developing countries : a preliminary assessment", A/AC 138/36 = A 8421 , S .  227, und die 
Stellungnahme der Repräsentanten der UNCTAD v.  13. 8. 1971 ,  A/AC 138/SC I1L 5 = A 8421 , S .  231 f. 

21 Unter Stimmenthaltung der sozialistischen Länder, die eine zukünftige Meeresbodenordnung zunächst auf 
materiellrechtliche Regeln beschränkt wissen wollten. 

22 Genauso wenig Chancen dürfte allerdings der die Interessen der Industrienationen überrepräsentierende 
Vorschlag der Vereinigten Staaten haben, nach dem Ratsentscheidungen nur durch übereinstimmende 
Mehrheitsentsmeidungen zweier "Staatenbänke" getroffen werden, von denen die eine aus den sechs 
reichsten Industrienationen gebildet werden soll (v g1. Art. 36, 38  des US-Konventionsentwurfes) . 

23 Vgl. die Stellungnahme Indiens vom 16.  3 .  1971 A/AC 138/SR 48, S. 3 .  
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D RAFT S TATUTE F O R  A N  I N TE R N ATI O N A L 
S E A - B E D  A U T H O RITY:� 

Submitted by the United Republic of Tanzania 

The Contracting Parties, 
Recalling resolution 2340 (XXII) of 1 8  December 1 967, 2467 (XXIII) of 3 1  De­
cember 1 968,  2574 (XXIV) of 15 December 1 969, and 2750 (XXV) of 17 December 
1 970 of the General Assembly of the Uni ted Nations, 
Recalling the Declaration of Principles Governing the Sea-Bed and the Ocean 
Floor, and the Subsoil Thereof, beyond the Limits of National Jurisdiction adopted 
by the General Assembly on 17 December 1 970, 
Desiring to ensure that the exploration and use of the sea-bed and the ocean 
floor should be conducted in accordance with the purposes and principles of the 
Charter of the United Nations and in conformity with the Declaration of 
Principles Governing the Sea-Bed and the Ocean Floor, and the Subsoil Thereof, 
beyond the Limits of National Jurisdiction, in the interest of maintaining inter­
national peace and sccurity and for the benefit of all mankind and in particular 
the interests of developing countries, 
Mindful of the importance of preserving the sea-bed and the ocean floor, and the 
subsoil thereof, beyond the limits of national jurisdiction from actions and uses 
which might be detrimental to the common interests of mankind, 
Hoping to foster greater international co-operation and co-ordination in the 
peaceful exploration and exploitation of the sea-bed and ocean floor, and the 
subsoil thereof, beyond the limits of national jurisdiction, 

Article 1 

Agree to establish an international sea-bed authority (hereinafter known as the 
Authority) to operate in conformity with the Declaration of Principles and in 
accordance with the Statute that folIows : 

Fundamental Aims 
Article 2 

( 1 )  The fundamental aims of the Authority shall be  to  provide for the orderly 
and safe development and rational management of the sea-bed and ocean Hoor and 
subsoil thereof, beyond the limits of national jurisdiction and its resources and for 
expanding opporrunities in the use thereof and shall ensure the equitable sharing 
by States in the benefit derived therefrom, taking into particular consideration 
the interests and needs of the developing countries, whether landlocked or coastal. 
(2) In pursuing these aims, the Authority shall pay particular attention to the 
desirability of minimizing fluctuations of prices of land minerals and raw materials 
that may result from the exploitation of the resources of the area . 

• A/AC 138/33 = A/8421 ,  Annex I, S. 51 f. 
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Delimitation 

Article 3 

( 1 )  The national jurisdiction of a coastal State shall extend to  an  adjacent area 
of the sea-bed and thc ocean Hoor and the subsoil thereof, including its resources, 
to a water depth of . . .  metres. A coastal State may, in its discretion, declare 
that its jurisdiction over such area and its resources extends to a line, every point 
of which �s not more than . . .  miles from the nearest points on the base lines, from 
which the breadth of its territorial sea is measured. 
(2) Each Contracting Party shall notify to the International Sea-bed Authority, 
established pursuant to Article I of this Convention, the limit of its national 
jurisdiction over the adjacent area of the sea-bed and the ocean Hoor and the 
subsoil thereof, including its resources, defined by co-ordinates of latitude and 
longitude and evidenced by appropriate large-scale maps. 
(3) The International Sea-bed Authority may take such steps as may be necessary, 
in collaboration with the notifying State, to verify the contents of such notifica­
tion. 
(4) Nothing in this Article shall affect any agreement or prejudice the position of 
any Contracting Party with respect to the de1imitation of boundaries of sea-bed 
areas between opposite or adjacent States. 

Characteristics of the Area 

Article 4 

The sea-bed and the ocean Hoor and the subsoil thereof and its resources lying 
beyond the limits of national jurisdiction, as defined in paragraph 1 of Article 3 
(herein after called the International Sea-bed Area) is the common heritage of 
mankind and shall, as such, be subject to the regime herein after set forth. 

Article 5 

The International Sea-bed Area shall not be subject to appropriation by any me ans 
by State or persons, natural or juridical, and no State shall claim or exercise 
sovereignty or sovereign rights over any part thereof. 

Article 6 

No State or person, natural or juridical, shall claim, exercise or acquire, rights 
with respect to the International Sea-bed Area or its resources incompatible with 
the provisions of this Convention. 
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Article 7 

The International Sea-bed Area shall be open to use, exclusively for peaceful 
purposes, by all States, whether coastal or land-locked, without discrimination in 
accordance with the provisions of this Convention. 

Article 8 

All activities regarding exploration and exploitation of the resources of the 
International Sea-bed Area, and other related activities, shall be subject to regula­
tion by the International Sea-bed Authority, established pursuant to Article I of 
this Convention, and shall in all respects be governed by the provisions of this 
Convention. 

Article 9 

The exploration of the International Sea-bed Area and the exploitation of its 
resources shall be carried out for the benefit of mankind as a whole, irrespective 
of the geographical location of States, whether land-Iocked or coastal, and taking 
into particular consideration the interests and needs of the developing countries. 

Obligations of the Parties 

Article 10  

States shall ac t  in  the area in  accordance with the applicable principles and rules 
of international law including the Charter of the United Nations and the Decla­
ration on Principles of International Law concerning Friendly Relations and Co­
operation among States in accordance with the Charter of the Uni ted Nations, 
adopted by the General Assembly on 24 October 1 970, in the interests of 
maintaining international peace and security and promoting international co-ope­
ration and mutual understanding. 

Article 1 1  

Exploration and exploitation o f  the resources o f  the International Sea-bed Area 
must not result in any unjustifiable interference with other activities in the marine 
environment. 

Article 1 2  

All activities m the International Sea-bed Area shall be conducted with strict 
and adequate safeguards for protection of human life and safety of the marine 
environment. 
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Article 1 3  

All a c  ti v i  t i  e s  o f  exploration and exploitation o f  the resources o f  the Area and 
other related activities shall be conducted by or on behalf of the International 
Sea-bed Authority, or by a Contracting Party or group of Contracting Parties or 
natural or juridical persons under its or their sponsors hip, all subject to the 
general supervision and control of the International Sea-bed Authority. 

Article 1 4  

( 1 )  Each Contracting Party shall take appropriate measures to  ensure that those 
conducting activities under its sponsorhip comply with this Convention. 
(2) Each Contracting Party shall make it an offence for those conducting activi­
ties under its sponsorship in the International Sea-bed Area to violate the provi­
sions of this Convention. Such offences shall be punishable in accordance with 
administrative or judicial procedures established by the Contracting Party sponsor­
ing such activities. 
(3) Each Contracting Party shall be responsible for maintaining public order on 
manned installations and equipment operated by it or those sponsored by it. 
(4) Each Contracting Party shall be responsible for damages caused by activities 
which it sponsors, to any other Contracting Party or its nationals. 
(5) A group of States acting together, pursuant to agreement along them or 
through an international organization, shall be jointly and severally responsible 
under this Convention. 

Article 1 5  

All disputes ansmg out o f  the interpretation or application o f  this Convention 
shall be settled in accordance with the provisions of Article 39 hereunder. 

Powers of the Authority 

Article 1 6  

The International Sea-bed Authority i s  empowered : 
( 1 )  to explore the International Sea-bed Area and exploit its resources for 
peaceful purposes by means of its own facilities, equipment and services, or such 

as are procured by it for the purpose j 
(2) to issue licenses to Contracting Parties, individually or in groups, or to per­
sons, natural or juridical, under its or their sponsors hip with respect to all 
activities of exploration of the International Sea-bed Area and the exploitation of 
its resources for peaceful purposes, and related activities, subject to such terms 
and conditions, including the payment of appropriate fees and other charges, as 
the Authority may determine j 
(3) to provide for the equitable sharing by Contracting Parties of raw materials 
obtained from the International Sea-bed Area, funds received from the sale 
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thereof and all other receipts, as weIl as scientific information and such other 
benefits as may be derived from the exploration of the International Sea-bed 
Area and the exploitation of its resources ; 
(4) to establish or adopt in consultation, and where appropriate, in collaboration 
with the competent organ of the Uni ted Nations, and with the specialized 
agencies concerned, measures designed to minimize and eliminate fluctuation of 
prices of land minerals and raw materials that may result from the exploitation 
of the resources of the International Sea-bed Area, and any adverse economic 
effects caused thereby ; 
(5) to encourage and assist research on the development and practical application 
of scientific techniques for the exploration of the International Sea-bed Area and 
the exploitation of its resources, and to perform any operation or service useful 
in such research ; 
(6) to make provision in accordance with this Convention for services, equipment 
and facilities to meet the needs of research on and development and practical 
application of scientific techniques for the exploration of the International Sea-bed 
Area and the exploitation of its resources for peaceful purposes ; 
(7) to foster the exchange of scientific and technical information on the 
peaceful uses of the International Sea-bed Area and its resources ; 
(8)  to promote and encourage the exchange and training of scientists and 
experts in the field of exploration of the sea-bed and the exploitation of its 
resources ; 
(9) to establish oceanographic institutions on a regional basis for the training of 
nationals of developing count ries in all aspects of marine science and technology ; 
( 1 0) to provide, upon request, technical assistance and experts for the use of 
developing countries in oceanographic exploration and exploitation ; 
( 1 1 )  to establish and administer safeguards designed to ensure that materials, 
services, equipment, facilities and information made available by the Authority or 
at its request or under its supervision or control are not used in such a way as 
to further any military purpose ; 
( 1 2) to establish and adopt, in consultation and, where appropriate, in collabo­
ration with the competent organ of the United Nations and with the specialized 
agencies concerned, standards of safety for protection of health and minimization 
of danger to li fe and property, and the protection of the marine environment as 
a whole, and to provide for the application of these standards to its own operations 
as weIl as to all other operations authorized by it or under its control or super­
vision; 
( 1 3) to aquire or establish any facilities, plant and equipment useful in the 
carrying out of its authorized functions ; 
( 1 4) to take any action necessary to give effect to the provisions of this Con­
vention. 

Article 1 7  

I n  carrying out its functions, the International Sea-bed Authority shall : 
( 1 )  conduct its activities in accordance with the purposes and principles of the 
United Nations to promote pe ace and international co-operation, and in con­
formity with policies of the United Nations furthering the establishment of 
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safeguarded worldwide disarmament and in conformity with any international 
agreements entered into pursuant to such policies ; 
(2) establish control over the use of materials obtained by the Authority in order 
to ensure that these materials are used only for peaceful purposes ; 
(3) allocate all benefits derived from the exploration of the International Sea-bed 
Area and the exploitation of its resources in such a manner as to secure the 
greatest possible general benefit in all areas of the world, taking into particular 
consideration interests and needs of the developing countries, wh ether land-Iocked 
or coastal ; 
(4) sub mit reports on its activities annually to the General Assembly of the 
United Nations and, when appropriate, to the other organs of the United Nations 
on matters within the competence of those organs : if in connexion with the 
activities of the Authority there should arise questions that are within the 
competence of the Security Council, the Authority shall notify the Security 
Council, as the organ bearing the main responsibility for the maintenance of 
international peace and security. 

Membership 

Article 1 8  

Membership of the International Sea-bed Authority shall b e  open to all States. 
All of the Contracting Parties of this Convention shall comprise the membership 
and such other States as may be invited by the members of the Authority and who 
accept such invitation. 

Organs of the Authority 

Article 1 9  

( 1 )  The principal organs o f  the Authority shall b e  the Assembly, the Council, 
and the Secretariat headed by the Secretary-General ; 
(2) The Authority and each of its organs may establish such subsidiary organs, 
adopt such rules, and determine their schedules of meetings, as may be necessary 
to carry out the fundamental aims enumerated in Article 2. 

The Assembly 

Article 20 

( 1 )  The Assembly shall be the supreme organ of the Authority and shall be 
composed of all members of the Authority ; 
(2) Each member shall have not more than three representatives who may be 
assisted by advisers in the Assembly ; 
(3) The Assembly may discuss any question or any matter within the scope of 
the Authority or relating to its powers and functions and may formulate recom-

98 

https://doi.org/10.5771/0506-7286-1973-1-87 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/0506-7286-1973-1-87
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


mendations to the Council on any matter related to the Authority's fundamental 
alms ; 
(4) The Assembly may initiate studies designed to advance the fundamental aims 
of the Authority or to carry out its decisions ; 
(5) The Assembly shall approve the Authority's budget. 
(6) The Assembly shall receive and consider biannual and special reports from the 
Council and the Secretary-General. 

Article 2 1  

The Assembly shall meet in ordinary session every two years. Extraordinary 
sessions may be convened at the request of the Council or of a simple majority of 
the members of the Assembly. 

Article 22 

The Assembly shall adopt its own rules of procedure. Until such time as it does so, 
the rules of procedure of the General Assembly of the United Nations shall apply 
mutatis mutandis. 

Article 23 

The Assembly shall elect its President and Vice-President at the beginning of each 
seSSIOn. 

The Council 

Article 24 

( 1 )  The Council shall consist of 1 8  members elected by the Assembly and shall 
include not less than 3 land-Iocked States. Members serving on the Council shall 
be selected with due regard to geographic distribution ; 
(2) Substantive decisions of the Council shall be made by a two-third majority 
vote of its members. Procedural decisions (including the question what is a substan­
tive decision) shall be made by a simple majority vote ; 
(3) Terms of office for members of the Council shall be three years. Members 
may serve successive terms ; 
(4) The United Nations General Assembly shall conduct the first election ; 
subsequent elections shall be conducted by the Authority's Assembly. 

Article 25 

The Council shall meet at least twice a year. 
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Article 26 

The Council shall eleet a Chairman from among its members to serve for the 
first month. Thereafter the Chairmanship shall rotate among the members of the 
Council in alphabetical order. 

Article 27 

Save as in herein provided, the Council shall adopt its own rules of procedure. 

Article 28 

( 1 )  The Council shall be the executive organ of the Authority and shall execute 
policy decisions of the Asscmbly ; 
(2) Between sessions of the Assembly, the Council shall take such administrative 
and technical decisions as may be necessary within the functions and financial 
resources of the Authority, and shall report the decisions which have been taken 
to the Assembly at the Assembly's following session, for approval. 

Article 29 

( 1 )  The Council shall be responsible for the promulgation of rules and regulations 
pertaining to the following subjects : 
(a) Issuing of licences for the exploration of the area ; 
(b) Issuing of licences for the exploitation of the resources of the area ;  
(c )  Collection of fees and royalties as provided by the terms of the licences ; 
(d) Prevention of pollution and contamination from sea-bed activities ; 
(e) Establishment of li ability for damages arising from exploration and exploita­

tion of the area and its resources ; 
(f) Prevention of harmful interference with marine resources from activities 

conducted in the area ; 
(g) Provision of technical assistance to developing countries to increase their 

capabilities to participate in ac ti vi ti es related to the area ; 
(h) Inspection of exploration and exploitation activities in relation to the area and 

its resources ; 
(i) Arbitral procedure for the settlement of disputes ; 
(j) And such other matters as the Assembly may authorize. 
(2) The Council shall issue licences for exploration or exploitation of the area and 
its resources to members of the Authority or groups of members in accordance 
with such criteria as may be laid down by the Assembly. 
(3) Regulations issued by the Council shall take effect on dates specified by the 
Council and may be revoked only by the Council or the Assembly. 
(4) Regulations issued by the Council may specify, but are not limited to, such 
matters as : 
(a) The minimum and maximum areas in which exploration or exploitation rights 

shall be granted ; 
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(b) Time limits for such rights ; 
(c) Performance requirements upon which the grants are based ; 
(d) Payments to be made to the Authority ; 
(e) Rules to be observed in order to minimize interference with navigation, 

fishing and other marine activities, submarine cables, and pipelines ; and 
(f) Anti-pollution standards. 
(5) The Council shall have the Authority subject to Article 21 to remind or 
suspend a licence of any member who violates its conditions. 
(6) Opportunities to apply for licences and information about a11 licences and 
information about a11 licences allocated sha11 be publicized to a11 States and to the 
Press. 

Article 3 0  

Individual States or groups of States receiving licences may themselves engage in 
authorized activities, or they may transfer their rights to individuals or to private 
or public enterprises within their jurisdiction. They may not, however, transfer 
their rights to other States without the consent of the Authority. States receiving 
licences remain responsible for the performance of their conditions. 

The Secretariat 

Article 3 1  

( 1 )  The Secretariat shall consist o f  a Secretary-General elected by  the Assembly 
and such staff as the Authority may require. 
(2) The Secretary-General shall prepare the Authority's budget and sha11 
present it to the Council which sha11 then submit it, with its recommendations, 
to the Assembly for its approval. 
(3) The Secretary-General sha11 report biannually to the Assembly, and sha11 have 
the power to propose items for the agenda of the Assembly and the Council. 
(4) The Secretary-General sha11 serve for a term of five years which may be 
extended or renewed by the Assembly. 
(5) The Secretary-General may, subject to financial provisions, recruit such 
staff as may be necessary to carry out the aims of the Authority. 
(6) Members of the staff, designated by the Secretary-General, sha11, at a11 
reasonable times, have access to the installations, facilities, and activities of 
members relating to the area and its resources, for inspection and enforcement 
purposes. 

Article 32 

The Authority shall co-operate with the United Nations, the specialized agencies, 
and other agencies related to the United Nations, in carrying out its functions, 
especia11y in those areas where previously existing agencies are already conducting 
significant programmes relating to the area and its resources. 
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Revenue - Sharing 

Article 3 3  

( 1 )  Members o f  the Authority engaged in  exploring and exploiting the area and 
its resources or who have authorized such activities to be carried out within their 
jurisdiction agree to pay whatever monies are due to the Authority according to 
scales established by the Council and specified in each licence. 
(2) After administrative costs and the costs of the Authority's own programmes 
are met, income received by the Authority shall be made available, on the basis of 
equitable sharing to be determined by the Assembly, to member States for their 
deve1opment. 
(3) Until the Authority becomes self-sufficient, administrative costs will be met 
by members of the Authority in conformity with the United Nations' scale of 
contributions. 

Article 34 

( 1 )  For the purposes specified in Artic1e 33 (2) the Authority shall establish a 
Distribution Agency and a Stabilization Board. 
(2) The Distribution Agency shall be composed of three to five persons appointed 
by the Assembly whose task will be to assess all the income available to the 
Authority from the sale of raw materials, from licence fees, royalties and any 
other charges or payments and on the basis of such assessment, to recommend to 
the Assembly the equitable sharing of such income among members according to 
the inverse ratio of their respective contributions to the annual budget of the 
United Nations. In the case of members of the Authority who are not Members 
of the United Nations, their share of income shall be determined by the Agency 
according to their stage of development. Upon approval by the Assembly of its 
recommendations, the Agency shall supervise the distribution of such incomc. 

Price Stabilization 

Article 35 

( 1 )  In exercise of the powers conferred in Artic1e 1 6  (4), the Autority shall 
establish a Stabilization Board. 
(2) The Stabilization Board shall be composed of three to five persons appointed 
by the Assembly whose task will be to investigate the current conditions of supply 
and demand and the price rates regarding raw materials obtained from the inter­
national sea-bed and those obtained on land. The Board shall have the power to fix 
the price rates at wh ich shall be sold all raw materials obtained from the Inter­
national Sea-bed Area and to determine the quantities of such materials which 
may at any given time be sold or made available to those desiring them. In 
considering wh at prices shall be fixed and what quantities shall be sold or made 
available, the Board shall balance the need of the world community for raw 
materials and the need for stability of the economies of the producers of land 
minerals, particularly when such producers are among the deve10ping countries. 
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Artic1e 36 

If a dispute arises between the Agency or the Board and a member or group 
of members regarding the distribution of income or the price or the marketing 
of raw materials obtained from the International Sea-bed Area, such dispute shall 
be settled according to the procedure set out in Article 39 (2) . 

Headquarters and Regional Centres 

Article 3 7  

( 1 )  In order to  fulfil its role the Authority shall establish and maintain in  
addition to  a headquarters, four regional sub-headquarters or centres for the direc­
tion of scientific training and research programmes and the performance of such 
administrative functions as may be assigned by the Authority. 
(2) The location of the headquarters shall be in . . .  and of the regional sub­
headquarters or centres shall be . . .  and . . .  

Legal Personality 

Artic1e 38  

( 1 )  The Authority shall have legal personality and may sue or be sued in  its 
own name. 
(2) Staff members of the Authority when engaged in the execution of its func­
tions, shall have in the country of each member such privileges and immunities as 
may be necessary for the performance of their duties. 

Settlement of disputes 

Artic1e 39 

( 1 )  The members agree that any dispute between them in regard to the meaning 
or the scope of a licence shall be settled by negotiation, mediation or arbitration 
as may be established under Artic1e 29 .  
(2)  Any other disputes between members regarding the exploration or exploita­
tion of the area and its resources (inc1uding disputes regarding the interpretation 
of this Statute) shall be submitted if negotiation, mediation or arbitration fail, 
to the International Court of Justice. 
Provided always that disputes between members of a regional group may be settled 
by reference to regional arrangements or institutions. 
(3) The Authority shall have the right to request an advisory opinion from the 
International Court of Justice in any dispute between itself and one or more 
members. 
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Suspension 

Article 40 

( 1 )  If any member is found by the Assembly to persist in a policy that is contrary 
to the fundamental aims of the Authority or to the Charter of the United 
Nations, the Assembly may, by a resolution adopted by a majority of two thirds 
of members present and voting, suspend such member from exercising the rights 
and enjoying the privileg es of membership. 
(2) The suspension shall remain in force until a change of such policy is recognized 
by the Assembly. 

Withdrawal 

Article 4 1  

Any member may withdraw from the Authority on  the expiry of  one year's 
notice in writing to the Secretary-General. A member withdrawing shall be liable 
for assessments on a pro rata basis up to the time the withdrawal becomes effective. 

Loss of V oting Privileg es 

Article 42 

A member which is in arrears in the payment of its financial contribution to the 
Authority's expenditure shall be deprived of the privileges enjoyed by the 
members of voting in the Assembly or Council if the amount of its arrears 
equals or exceeds the amount of the contribution due from it for the preceding 
two financial years. 

Languages 

Article 4 3  

The official language of the Authority shall be English, French, Spanish and 
Russian. The working languages of the regional sub-headquarters or cent res may 
be any languages agreed upon by the members in the area concerned. 

Review 

Article 44 

The Contracting Parties shall review this Statute every five years . The Statute 
may be amended by consent of two thirds of the members. 

Entry into Force 

Article 45 

This Convention shall enter into force when ratified by . . .  States. 
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